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Exklusiv-Interview

Exklusiv-Interview mit Prof. Dr. Peter Glotz
Direktor am Institut für Medien- und Kommunikationsmanagement
der Universität St. Gallen

Die gegenwärtige rasante Entwick-
lung zur globalen Informationsge-
sellschaft analysieren Sie als „di-
gitalen Kapitalismus“. Was sind
die Hauptmerkmale der digitalen
Ökonomie oder des „digitalen Ka-
pitalismus“ und was bedeutet das
für die Menschen?

Peter Glotz: Ich spreche immer
von Globalisierung, Dezentralisie-
rung, Dematerialisierung und Be-
schleunigung. Kapitalbewegung,
Kapitalverwertung und auch Kapi-
talvernichtung spielen in der heu-
tigen Marktwirtschaft eine zentrale
Rolle. Der Fortschritt der Kommuni-
kations- und Verkehrsmittel in den
letzten Jahrzehnten hat die Ge-
schwindigkeit der Zirkulation von
Rohstoffen, Produktion, Kapital und
Arbeit enorm erhöht. Die vielfäl-
tigsten neuen digitalen Technolo-
gien verändern auch die Beziehun-
gen der Menschen untereinander.

Das bedeutet vor allem, dass es
einen größeren Druck gibt. Das
hängt vor allem mit der Globali-
sierung zusammen, auch mit der
Beschleunigung. Und auch, dass
wir Arbeitsmarktprobleme haben.
Die Dematerialisierung, oder
anders gesagt, die Tatsache, dass
unsere Dienstleistungen immer
wissensintensiver werden, verlan-
gen sehr gut ausgebildete Men-
schen, und nicht alle Menschen
sind das. Bei manchen kann man
das nachholen, bei vielen aber
nicht, und dadurch entsteht eine
strukturelle Arbeitslosigkeit. Also
auch wenn wir eine größere Aus-
lastung unserer Kapazitäten hät-
ten, eine größere Nachfrage, wür-
den viele Menschen übrig bleiben,
die keinen Job finden. Eine soge-
nannte „Mismatch-Arbeitslosig-
keit“. Wir hätten auf der einen
Seite Arbeitslose und müssten

trotzdem qualifizierte Leute ein-
führen, importieren, weil die, die
arbeitslos sind, die Jobs, die frei
wären, nicht können.

Wohin führt dann die beschleunig-
te Gesellschaft in der digitalen
Ökonomie – sozusagen im Inneren
der Gesellschaft? Zur Spaltung?

Peter Glotz: Spaltung ist ein gro-
ßes Wort. Wenn Sie so wollen,
dann ist Amerika seit Jahrzehnten
gespalten und irgendwie sind sie
trotzdem noch die stärkste Nati-
on der Welt. Aber natürlich führt
das in der Tat zur, ich nenne das
„Zwei-Drittel-Gesellschaft“. Wir
haben also zwei Drittel, denen es
relativ gut geht, die sich aber an
diese Bedingungen anpassen und
anpassen müssen und ein soge-
nanntes drittes Drittel, denen es
relativ schlecht geht. In der Tat ist
es ja auch das, was wir derzeit
wahrnehmen. Da sind eine Reihe
von Menschen, z. B. drei Millio-
nen Sozialhilfeempfänger in
Deutschland, die gar nicht hun-
dertprozentig identisch sind mit

den Arbeitlosen und dann sechs
Millionen Arbeitslose und nicht
nur vier usw. In der Tat, ich will
das große Wort Spaltung nicht
gebrauchen, aber diese Polarisie-
rung gibt es.

Bekommt in diesem Zusammen-
hang der Nationalstaat, die Entwick-
lung der Staatlichkeit im Allgemei-
nen, in der digitalen Ökonomie zu
Beginn dieses Jahrhunderts eine
neue Bedeutung? Etwa in der Eu-
ropäischen Gemeinschaft?

Peter Glotz:  Der Nationalstaat ist
insgesamt zwar geschwächt. Rich-
tig. Das hängt mit der Globalisie-
rung zusammen. Aber er existiert
noch. Und dem hat etwa der Kon-
vent zur Zukunft Europas Rech-
nung getragen, indem er die Na-
tionalstaaten zur Basis sozusagen
der Europäischen Union gemacht
hat. Es gibt keine Kompetenz
„Kompetenz Europa“. Das ganze
ist ein Vertrag, diese Verfassung,
zwischen 25 Nationalstaaten.
Also: Natürlich gibt es noch eine
erhebliche Bedeutung des Natio-
nalstaates. Denken Sie an die So-
zialpolitik. Denken Sie an die Au-
ßen- und Sicherheitspolitik. Es
gibt eine ganze Reihe von Berei-
chen, in denen der Nationalstaat
noch eine wesentliche Rolle spielt.
Aber, verglichen etwa mit den
siebziger Jahren des letzten Jahr-
hunderts, ist er durchaus ge-
schwächt.

Wir haben heute schon die Ten-
denz, dass wissensintensive Jobs
zunehmen, produktive Jobs, - also
die stoffliche Bearbeitung von Din-
gen – abnimmt. Zumindest in den
Industrieländern. Welche Wirkung
(oder Gefahr) gerade auch unter
ökonomischen Aspekten der Glo-
balisierung birgt diese Entwick-
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lung? Auch in Bezug auf die Aus-
tauschverhältnissen gegenüber
den ärmeren Ländern dieser Erde?

Peter Glotz: Bei uns in den Dis-
kussionen wird manchmal so ge-
tan, als ob es bald gar keine In-
dustrie mehr gäbe und die
Industrie so unwichtig wird wie die
Landwirtschaft. Unwichtig in dem
Sinne, einen so kleinen Prozent-
satz von erwerbstätig Beschäftig-
ten zu haben. Davon kann natür-
lich keine Rede sein. Und das ist
auch gar kein anstrebenswertes
Ziel. Ich bin sehr dafür, dass wir
weiterhin eine vernünftige Ma-
schinenbauindustrie, Automobil-
industrie, Chemieindustrie be-
halten. Deutschland und Japan
beispielsweise gehen auch
durchaus diesen Weg. Also, ich
beklage es nicht, dass wir hier
noch mehr Industriebeschäftigung
haben als die Amerikaner.

Aber zu den Entwicklungsgesell-
schaften, vor allem zu den Schwel-
lenländern verändert sich das Ver-
hältnis insofern, dass natürlich
immer mehr in Billiglohnländern
produziert wird. Das hat durchaus
auch für uns Vorteile. Weil Firmen,
die in Polen oder in Indien prä-
sent sind, natürlich auch stärker
auf die entsprechenden Märkte
gehen können. Und weil die Men-
schen dann dort mehr Geld ver-
dienen und auch bei uns mehr
Güter kaufen können. Insgesamt
würde ich gegen diesen „Export“,
also die Verlagerung von Produk-
tionen in andere Teile der Welt,
gegen den man im Einzelfall natür-
lich oft protestiert, nicht sprechen.
Es wird ein intensiveres Verhält-
nis der Arbeitsteilung geben, wo-
bei man allerdings wissen muss,
das bezieht sich auf Schwellen-
länder. Mit schwarzafrikanischen
Ländern beispielweise findet da
relativ wenig statt und dort bleibt
es dann so arm, wie es war.

Verlangt die Wissensgesellschaft
oder vielleicht präziser der digita-
le Kapitalismus, einen neuartigen
Gerechtigkeitsbegriff?

Peter Glotz: Ich glaube, notwen-
dig ist, dass diese populäre Iden-
tifizierung von Gerechtigkeit und
Gleichheit hinterfragt wird. Diese
Identifizierung, die produziert
auch kein Philosoph. John Rawls
oder Jürgen Habermas wissen na-
türlich genau den Unterschied.
Aber wenn Sie so die politischen
Diskussionen anhören über die
Prämien, über die Manager-
gehälter im Allgemeinen, und Sie
dann eine große Boulevardzeitung
lesen, wo dann verglichen wird,
was verdient im Monat ein be-
stimmter Manager und was ver-
dient eine Frisöse im Monat –
dahinter steckt ein falscher Ge-
rechtigkeitsbegriff. Wenn Sie ei-
nen erfolgreichen Kapitalismus
haben wollen, brauchen Sie eine
bestimmte Spreizung der Gehäl-
ter. Sonst kommen Sie nämlich
zum Gerechtigkeitsbegriff der
DDR. Da hat in der Tat Herr Hone-
cker als Oberster nur einen sehr
viel geringeren Multiplikationsef-
fekt gehabt als heute Schrempp
oder sonst irgend jemand. Aber
das ist nicht die ideale Gesell-
schaft. Das muss man begreifen.
Wir brauchen Produktivitätswachs-
tum und Innovation, das heißt,
eine dynamische Gesellschaft –
keine statische. Darüber gibt es
natürlich Kontroversen.

Wie ist eigentlich zu erklären, dass
trotz des rasanten Tempos der ge-
sellschaftlichen Entwicklung in
den Industrieländern, der Abbau
von staatlicher Bürokratie dieser
Beschleunigung nicht in jedem
Fall entspricht?

Peter Glotz: Einerseits gibt es
schon Abbau von Bürokratie. Neh-
men sie die Deregulierungen von
Telekom und Post. Das hat Erheb-
liches bewirkt. Es gibt durchaus
die Tendenz zum schlankeren
Staat in der einen oder anderen
Gesellschaft.

Aber Sie haben Recht. Insgesamt
gibt’s dagegen natürlich heftige
Widerstände. Das hängt in Deutsch-
land zum Beispiel mit dem Berufs-

status zusammen. Ich meine, da
hat man irgendwelche Leute ir-
gendwann mal eingestellt und ih-
nen das Versprechen auf Lebens-
zeitbeschäftigung gegeben. Das
muss man selbstverständlich hal-
ten. Und dann kann man die Leu-
te nur, wie die Telekom das tut, in
eine Personalserviceagentur aus-
gliedern und versuchen, sie aus-
zuleihen. Aber man kann sie nicht
entlassen. Und da sich die Ge-
werkschaften natürlich auch mit
aller Gewalt dagegen stemmen,
darf man sich nicht wundern, dass
das alles nicht so schnell geht, wie
manche Leute sich das erhoffen.
Im Übrigen muss man natürlich

Roman Herzog/Stephan Hobe (Hrsg.)
Die Europäische Union auf dem Weg
zum verfassten Staatenverbund:
Perspektiven der europäischen Ver-
fassung

Verl.: C. H. Beck,
München 2004,
227 S., 38,– c,
ISBN:
3-406-52093-6

Der Tagungsband
fasst die Diskussi-

onen um die Europäische Verfas-
sung und ihre Inhalte sieben Mo-
nate nach Einsetzung des
Brüsseler Konvents zusammen.
Das in Köln unter Beteiligung des
ehemaligen Bundespräsidenten
Roman Herzog und weiterer Wis-
senschaftler  abgehaltene Sympo-
sium richtet sein Hauptaugenmerk
auf die zukünftige Gestaltung so-
wohl der Kompetenzabgrenzung
zwischen der EU und ihren Mit-
gliedsstaaten als auch der zwi-
schen den Organen der EU. Weiter
wurden die Zukunft einer Europä-
ischen Grundrechtskonzeption dis-
kutiert und die Perspektive der
Beitrittländer zur Verfassungs-
konzeption vertieft. Die Beiträge
haben ihre Aktualität auch nach der
Verabschiedung des Verfassungs-
entwurfs durch den Verfassungskon-
vent nicht verloren.
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sehr die Frage stellen, ob in einer
Situation, wie wir sie jetzt haben
–  mit 80 % Kapazitäten fahren
wir die deutsche Wirtschaft –  noch
viele Beschäftigte im Öffentlichen
Dienst entlassen werden sollen.
Vor allem auch solche mittleren
Alters. Da steht die Frage, was
kommt dann. Die müssen ja ir-
gendwo unterkommen. Und wenn
wir sie dann, sozusagen über Ar-
beitslosengeld und Sozialhilfe
bezahlen müssen, ist das ein frag-
würdiger Handel.

Fördert das Internet, bzw. die ver-
netzte Zukunft, die Demokratie?
Befinden wir uns in einer Trans-
formation hin zu mehr direkter
Demokratie?

Peter Glotz: Das kommt darauf an
wo. Also ich bin sehr für die di-
rekte Demokratie in der Schweiz,
die ich hier erlebe. Aber die kann

man natürlich nicht auf große
Flächenstaaten übertragen. Ich
glaube schon, dass mit Hilfe des
Internets Abstimmungen, Volksab-
stimmungen, vergleichbare Proze-
duren leichter abwickelbar sind als
in der Vergangenheit.

Man darf das allerdings auch nicht
übertreiben. Es gibt schon seit vie-
len Jahrzehnten Briefwahl. Sicher
ist es noch leichter, auf eine Tas-
te auf dem PC zu drücken, als ei-
nen Brief abzuschicken. Die Mög-
lichkeit indirekter Beteiligung bei
demokratischen Prozessen hat es
immer schon gegeben. Deswegen
würde ich diesen Aspekt  „Wahlen“
nicht in den Vordergrund stellen.

Aber Sie müssen sehen, das In-
ternet bietet natürlich die Mög-
lichkeit einer viel schnelleren und
umfassenden Information. Zum
Beispiel bei Gemeinden. Oder

auch beim Staat. Das schließt an
die vorherige Frage an. Dort kön-
nen Sie Formulare, aber auch
Gesetze oder auch Bauplanungen
und anderes runterladen. Das alles
fördert sicherlich die Transparenz
und die Demokratie. Vorausge-
setzt, dass die Staaten die tech-
nischen Möglichkeiten, die es
gibt, auch nutzen. Was derzeit
noch in sehr geringem Umfang der
Fall ist. Jede Gemeinde hat eine
Website, aber was die da drauf
stellen, ist meistens ziemlich
banal. Bis auf irgendwelche Mo-
dellgemeinden. Also insgesamt
würde ich Ihre Frage mit „ja“ be-
antworten. Würde aber darauf hin-
weisen, das verlangt Investitionen
und das verlangt die Bereitschaft
der Administrationen, diesen Ten-
denzen Raum zu geben und diese
nicht zu überfahren.

Das Interview führte Jürgen Klocke


